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Frühzeitige Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB zur 8. Ände-

rung des FNP sowie zur 

 

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 32 "SO So-

larpark - Mooseurach" 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Holzkirchen, Bereich 

Landwirtschaft, nimmt zu oben genannten Vorgängen wie folgt Stellung: 

 

 

Landwirtschaftliche Belange sind bei dem Vorhaben in besonderem Maße 

betroffen, daher sind die nachfolgenden Aspekte bei den Planungen zu be-

rücksichtigen und die Planungsunterlagen entsprechend zu ergänzen. 

 

Der Betreiber der geplanten Anlage hat die von den angrenzenden landwirt-

schaftlich genutzten Flächen unter Umständen auftretenden Lärm-, Staub- 

und Geruchsemissionen zu dulden. 

 

Während der Bauphase darf es zu keiner Behinderung der angrenzenden 

landwirtschaftlichen Flächen kommen. Die Zufahrten zu den angrenzenden 

Flächen müssen gewährleistet bleiben bzw. sichergestellt werden. 

Kommt es im Rahmen der Bauphase zu Beschädigungen der Feldwege/ Zu-

fahrtswege, so müssen die vom Anlagenbetreiber umgehend in Stand ge-

setzt werden. Um den Boden während der Bauphase vor schädlichen Bo-

denverdichtungen zu schützen, soll die Fläche nur bei guter Tragfähigkeit 

(trockener Boden) und mit bodenschonenden Fahrwerken (z.B. keine LKW 

mit Straßenbereifung) befahren werden. Ansonsten ist eine tiefgründige, 

schädliche Beeinträchtigung der Bodenfunktionen zu erwarten und somit 
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eine nachhaltige, ressourcen- und umweltschonende landwirtschaftliche 

Folgenutzung nicht gewährleistet. 

 

Laut Bundesamt für Naturschutz kann die Aufheizung der Oberflächen bei 

größeren PV-FFA zu einer Beeinflussung des lokalen Mikroklimas führen, 

z.B. durch eine Erwärmung des Nahbereichs oder auch durch aufsteigende 

Warmluft (Konvektion). Die Funktion der Fläche und des Bodens und Ihr Bei-

trag zur Kaltluftentstehung wird dadurch beeinträchtigt. Die im Umweltbe-

richt getroffene Einschätzung, dass die Kaltluftentstehung auf der Fläche un-

verändert bleibt, deckt sich nicht mit den Ausführungen des Bundesamts für 

Naturschutz und ist daher zu korrigieren. Grundsätzlich ist durch die Verän-

derung des lokalen Klimas das Risiko gegeben, dass sich diese auf das 

Pflanzenwachstum (z.B. Beeinflussung der Luftfeuchtigkeit) der umliegen-

den landwirtschaftlichen Kulturen bzw. den Wald auswirkt. Dadurch entste-

hende Ertrags- bzw. Qualitätseinbußen sind auszugleichen.  

 

Grundsätzlich ist bei der geplanten Nutzung der Fläche mit einer Freiflächen-

photvoltaikanlage das Risiko einer Schwermetallbelastung zu bewerten. 

Die Gefahr einer Bodenkontamination durch PV-Anlagen mit Blei oder Cad-

mium wird nach derzeitigem Kenntnisstand bei intakten Solarmodulen bau-

artbedingt als sehr gering eingestuft. Sind Halbleiterschicht, Kontakte oder 

Verlötungen aufgrund von Beschädigungen der Module durch Hagel oder 

Brand der Witterung ausgesetzt, sind diese aus Gründen des vorsorgenden 

Bodenschutzes zeitnah zu entfernen. Eine Auslaugung von Blei oder Cad-

mium kann dann nicht gänzlich ausgeschlossen werden. 

 

Untersuchungen zu Zinkeinträgen aus der Verwitterung von Befestigungs-

material (z.B. bei Pfählen für Schutzzäune im Forst, Stützgerüsten im Wein-

bau) kommen zu dem Ergebnis, dass mit Zinkeinträgen in den Boden von 

2,9 kg/ (ha*a) zu rechnen ist. Unseres Erachtens lässt sich eine Freiflächen-

photovoltaikanlage bzgl. Anzahl an Stützen bzw. verbautem Befestigungs- 

und Ständermaterial mit den vorgenannten Bereichen sehr gut vergleichen. 

Grundsätzlich ist Zink ein wichtiges Spurenelement, welches die Pflanzen 

zum Wachstum benötigen. Die vorgenannten Zinkeinträge überschreiten je-

doch die Düngeempfehlung eines in Hinblick auf die Pflanzenernährung gut 

versorgten und durchschnittlich bewirtschafteten Boden um ein Vielfaches. 

Eine Anreicherung mit dem Schwermetall ist, insbesondere bei, wie vorge-

schrieben, extensiver Nutzung der Fläche, zu erwarten und kann zu einer 

schädlichen Bodenveränderung führen.  

Um dieser vorzubeugen (siehe §4 Bundes-Bodenschutzgesetz) ist daher auf 

verzinktes Material für die Aufständerung der Module möglichst zu verzich-

ten. Alternativen wären z.B. Konstruktionen aus Edelstahl, mit anderen Be-

schichtungen oder evtl. auch aus Holz. Das Bayerischen Staatministerium 

für Wohnen, Bau und Verkehr betont zudem, dass laut den Umweltrichtlinien 

„der Baustoff Holz - seinen technischen und ökologischen Eigenschaften 

2



 Seite 3 von 4 

 

entsprechend - gleichberechtigt in die Planungsüberlegungen einzubezie-

hen“ ist.  

Ob die nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes zulässigen 

zusätzlichen jährlichen Frachten an Schadstoffen überschritten werden, ist 

von der zuständigen Stelle (Kreisverwaltungsbehörde) zu prüfen. Zu bewer-

ten ist hierbei neben dem Wirkungspfad Boden - Grundwasser der Wir-

kungspfad Boden – Nutzpflanze. Dies ist insbesondere zu berücksichtigen, 

da der Praxisleitfaden des LfU für die ökologische Gestaltung von PV-Frei-

flächenanlagen auf Seite 27 vorgibt, dass eine mögliche Auswaschung von 

Zink so weit wie möglich zu reduzieren ist. 

 

Entsprechend den Hinweisen des Bayerischen Staatsministeriums für Woh-

nen, Bau und Verkehr in Abstimmung mit den Bayerischen Staatsministerien 

für Wissenschaft und Kunst, für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, 

für Umwelt und Verbraucherschutz sowie für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten zum Bau- und landesplanerischer Behandlung von Freiflächen-Pho-

tovoltaikanlagen ist die Anlage nach Nutzungsaufgabe rückzubauen. Nach 

Rückbau der Anlage ist der naturschutzfachliche Ausgleich hinfällig, die An-

lagenfläche sowie die Ausgleichsflächen sind daher wieder einer uneinge-

schränkten landwirtschaftlichen Nutzung in möglichst vollem Umfang zuzu-

führen.  

 

Die Paludikultur auf der Fläche unter und zwischen den Modulen ist so zu 

bewirtschaften, dass sie sich nicht zu einem Biotop nach dem Bayerischen 

Naturschutzgesetz entwickelt, da sie sonst langfristig nicht mehr in vergleich-

barer Weise landwirtschaftlich genutzt werden kann. 

Falls die Fläche sich doch entsprechend entwickeln sollte, hat der Betreiber 

die Voraussetzungen zu schaffen, dass nach Art. 23 Abs. 3 BayNatSchG 

bzw. des § 45 Abs. 7 BNatSchG die Erteilung einer einzelfallbezogenen Aus-

nahme von den Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG bzw. des § 44 

BNatSchG möglich ist, bzw. eine Befreiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG von 

den genannten Verboten erteilt werden kann. 

 

Die regelmäßige Pflege der geplanten Bebauungsflächen hat so zu erfolgen, 

dass das Aussamen eventueller Schadpflanzen und die damit verbundene 

negative Beeinträchtigung der mit Kulturpflanzen bestellten Nachbarflächen 

vermieden wird. Etwaige entstehende Ertrags- bzw. Qualitätseinbußen, bzw. 

daraus resultierender Mehraufwand (z.B. zusätzliche Unkrautbekämpfungs-

maßnahmen) sind auszugleichen. 

 

Bei der Anlage der Ausgleichsflächen, bzw. der Flächen unter den Modulen, 

ist durch die Auswahl der Saatgutmischungen und der standortangepassten 

Pflegemaßnahmen sicherzustellen, dass sich auf der Maßnahmenfläche 

keine stickstoffsensiblen Subtypen ansiedeln. Diese könnten z.B. aufgrund 

der TA-Luft die Entwicklung oder die Erweiterung von landwirtschaftlichen 

Betrieben im Umfeld der geplanten PV-Anlage verhindern.  
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Bereits bei der Genehmigung ist die Auflage zum vollständigen Rückbau 

(incl. Fundamente) aufzunehmen, da bei einem ausschließlich oberflächigen 

Rückbau die Bodenfunktionen nicht mehr vollständig wiederhergestellt wer-

den können und damit eine nachhaltige, ressourcen- und umweltschonende 

landwirtschaftliche Folgenutzung nicht gewährleistet wäre.  

Aufgrund der hohen Rückbaukosten sollte bei der Genehmigung festgesetzt 

werden, dass entsprechende Rücklagen vorzuhalten sind und diese z.B. 

über Bürgschaften, Dienstbarkeiten oder ähnliches gesichert werden. (vgl. 

Praxis-Leitfaden für die ökologische Gestaltung von Photovoltaik-Freiflä-

chenanlagen, LfU 2014) 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Gez. 

Peis Josef 

Landwirtschaftsoberrat 
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